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Vorwort 
 
Sehr geehrte  
Damen und Herren, 
liebe Genossinnen  
und Genossen, 
 
vor Ihnen liegt wiederum 
ein neuer „Monika Griefahn 
MdB Newsletter“.  
 
Ich wünsche eine  
spannende Lektüre! 
 
Ihre 
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Monika Griefahn zu der Landtagswahl in NRW  
und zum Vorschlag für Neuwahlen 
Die SPD-Bundestags-
abgeordnete Monika 
Griefahn erklärt:  
 
„Die SPD ist in Nord-
rhein-Westfalen mit  
Prozent nach wie vor 
eine starke Kraft. Trotz-
dem stellt sich bei den 
hohen Stimmenverlus-
ten die Frage, wie viele 
Bürger in Deutschland 
noch den schwierigen 
Weg der notwendigen 
Veränderungen für ei-
ne längerfristige Siche-
rung des Sozialstaates 
gehen wollen. Deshalb 
finde ich es richtig, dass 
Gerhard Schröder und 
Franz Müntefering sich 
für Neuwahlen ausge-

sprochen haben. Wir in 
der rot-grünen Regie-
rungskoalition und mit 
uns der Kanzler können 
nur dann wirkungsvolle 
Veränderungen initiie-
ren, wenn die Mehrheit 
der Bürger der Ansicht 
ist, dass unsere Kon-
zepte die wirkungs-
vollsten sind. 
 
Dank der sich nun ab-
zeichnenden vorgezo-
genen Wahl wird es für 
die CDU/CSU ab jetzt 
nicht mehr ausreichen, 
immer wieder nur den 
politischen Wechsel zu 
beschwören und dabei 
notwendige Gesetze im 
Bundesrat zu blockie-

ren. Im Wahlkampf 
muss die Union nun 
endlich zeigen, ob und 
welche eigene Konzep-
te sie hat, um die Prob-
leme im Land zu lösen. 
Dabei reicht es nicht 
länger aus, nur zu sa-
gen, man könne es bes-
ser als die derzeitige 
Regierung. 
 
Mit wichtigen Schritten 
haben wir bereits viel 
angestoßen. Dabei ori-
entieren wir uns immer 
an den Prinzipien 
Wohlstand für alle, so-
ziale Gerechtigkeit und 
Zukunftsfähigkeit. Die 
SPD wird auch weiter-
hin für ein System 

kämpfen, in dem auch 
die Schwachen in der 
Gemeinschaft aufge-
hoben werden. Dafür 
haben wir Konzepte. 
Was die Opposition 
konkret will, das muss 
sie erst noch zeigen. 
Wir jedenfalls wollen 
keinen ‚Turbokapita-
lismus’ nach amerika-
nischem Vorbild. 
 
Ich bin bereit, mich 
auch weiterhin im 
Deutschen Bundestag 
für sozialdemokrati-
sche Politik zu engagie-
ren und trete dafür 
gern wieder als Kandi-
datin an.“ 
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Europaabgeordnete Erika Mann diskutierte mit Jugendlichen 
Die Europäische Verfassung hat eine große Bedeutung für den Frieden 

 
 
Georg Rothmaler (rechts), 
Fachbereichsleiter Gesell-
schaftswissenschaften an 
der KGS Schneverdingen, 
hatte die Diskussion zu 
EU-Themen für die 1. 
und 11. Klassen organi-
siert. Er dankte der Euro-
paabgeordneten Erika 
Mann (Mitte) und der 
Bundestagsabgeordneten 
Monika Griefahn (links) 
für die Informationen.  
 
„Europa hautnah“, hieß 
es in der KGS Schnever-
dingen, als die Europaab-
geordnete Erika Mann 
(SPD) mit den Schülerin-
nen und Schülern aus vier 
1. und 11. Klassen disku-
tierte. Sie war auf Einla-
dung der Bundestagsab-
geordneten Monika Grie-
fahn in den Landkreis Sol-
tau-Fallingbostel ge-
kommen. Übrigens eine 
Region, die sie noch sehr 
gut kennt: Erika Mann ist 
in Bomlitz aufgewachsen, 
wie sie in der KGS erzähl-
te. Sie gehört seit 1 
dem Europäischen Parla-
ment an, ist Mitglied im 
Ausschuss für internatio-
nalen Handel und stell-
vertretendes Mitglied im 
Ausschuss Industrie, Au-
ßenhandel, Forschung 
und Energie sowie im 
Haushaltskontrollaus-
schuss.  
Am 1. Mai wurde im 
Bundestag über die neue 
Europäische Verfassung 
abgestimmt, und am . 
Mai erfolgte die Abstim-
mung im Bundesrat. „Wie 
soll die Zukunft Europas 

aussehen?“ war das zent-
rale Thema der Diskussi-
on. Erika Mann sprach das 
Referendum in Frankreich 
an. Wird der neuen Euro-
päischen Verfassung nicht 
von allen EU-Mitglieds-
staaten zugestimmt, gilt 
zunächst der bisherige 
Vertrag weiter und es 
müssen sich die Staats- 
und Regierungschefs wei-
ter mit dem Vertragswerk 
befassen, um eine Lösung 
herbeizuführen. „Für mich 
ist die Diskussion um die 
neue EU-Verfassung schi-
zophren“, erklärte Erika 
Mann. „Es sind dort ge-
nau die Regelungen ent-
halten, die bisher gefor-
dert wurden. Auch haben 
die Länder ein Einspruchs-
recht, wenn sie von zu-
sätzlichen Regelungen 
betroffen sind. Zehn neue 
Staaten sind aufgenom-
men worden, es geht jetzt 
in die nächste Runde der 
Erweiterung. Die Auf-
nahmeverhandelungen 
werden schwieriger ohne 
neue Verfassung. Dies ist 
aber genau das Thema in 
Frankreich, wo man sagt, 
sind wir denn noch nicht 
genug Staaten in der EU?“  
Erika Mann ging auf die 
drei Hauptelemente der 
neuen Verfassung ein: 
mehr Demokratie, mehr 
Transparenz und mehr 
Effizienz. Die Dienstleis-
tungsrichtlinie bezeichne-
te sie als „die empfind-
lichste Baustelle“: „Es gibt 
immer regionale Stan-
dards, regionale Empfind-
lichkeiten.“ Die Regelung, 
wie sie bisher von der EU-
Kommission vorgesehen 
sei, werde so nicht kom-
men, erläuterte die EU-
Abgeordnete. Man sei da-
bei Änderungsvorschläge 
zu schreiben und abzu-
stimmen. Die Bundes-
tagsabgeordnete Monika 
Griefahn berichtete über 
die Diskussion der Euro-
päischen Verfassung im 
Bundestag. „Ich setze 
mich für die Europäische 

Verfassung ein, weil sie 
ein gemeinsames Dach 
ist. deswegen haben wir 
doch jeder unsere eigene 
Sprache, unsere eigene 
Kultur, aber sie gibt Re-
geln für eine Zusammen-
arbeit, für eingemeinsa-
mes Leben“, erklärte sie. 
„Das erste Ziel war die 
gemeinsame Währung, 
das Ziel wurde erreicht. 
Wir wollen gut und in 
Frieden miteinander le-
ben, wir alle wollen die 
gleichen Bildungschancen 
haben. Die Europäische 
Verfassung hat eine gro-
ße Bedeutung für den 
Frieden.“ Die Frage der 
Jugendlichen nach den 
„endgültigen Grenzen der 
EU“ konnte Erika Mann 
nicht beantworten. „Frü-
her habe ich mir nicht 
vorstellen können, dass 
wir so schnell baltische 
Staaten aufnehmen. 
Wenn man an Europa 
festhält, muss man auch 
offen sein. Wir nehmen 
jetzt Rumänien auf, gleich 
daneben liegt das kleine 
Moldavien, die eine Spra-
chengemeinschaft haben. 
Gehört es dazu oder 
nicht? Eine Abgrenzung 
ist immer schwierig.“ Bis 
ein Land zur EU gehöre, 
vergehen 1 bis 1 Jahre 
als Aufnahmeprozess, 
wurde erläutert. Niedrig-
löhne seien ein Über-
gangsproblem, in allen 
Ländern gebe es unter-
schiedliche Standards in 
vielen Bereichen. Die Fra-
ge der Regelung von Min-
destlöhnen über Arbeits-
verträge oder über das 
Gesetz wurde mit den Ju-
gendlichen diskutiert, e-
benso die Frage Volksab-
stimmung oder Parla-
mentsabstimmung der 
Verfassung und die Frage, 
ob der Import von Billig-
textilien aus China ge-
stoppt werden sollte. Wie 
man sich die Europäisie-
rung vorstelle, wollten die 
Jugendlichen wissen, und 
wie es mit der Eigenstän-

digkeit der Kultur weiter-
gehen solle. „Die Stärke 
von Europa ist gerade die 
kulturelle Vielfalt“, stellte 
Monika Griefahn heraus.  
„Was erwartet Ihr von Eu-
ropa“, wollte Erika Mann 
gerne von der Jugendli-
chen Erfahren. Man könn-
te woanders studieren 
und auch in anderen Län-
dern eine Ausbildung ma-
chen, kamen als Erwar-
tungen. Kritisch wurde 
angemerkt, warum gleich 
so viele Staaten auf ein-
mal in die EU aufgenom-
men wurden, statt nach 
und nach, wie es vorher 
der Fall war. „Polen auf-
zunehmen, war eine his-
torische Verantwortung“, 
erklärte Erika Mann. 
„Man muss es auch ge-
schichtlich sehen. Nach-
barschaftliche Nähe und 
Unterstützung ist auch 
wichtig.“ Auch die Auf-
nahme der Türkei in die 
EU wurde thematisiert. 
„Dies ist noch ein Weg 
von 1 bis 1 Jahren. Die 
Türkei ist Natoland und 
Zollunion, ein verlässli-
cher Partner“, erläuterte 
Erika Mann. „Die Auf-
nahme der Türkei wäre 
ein positives Signal an al-
le arabischen Staaten.“ 
Wie es denn mit der von 
der CDU geforderten pri-
vilegierten Partnerschaft 
für die Türkei sei, ob das 
nicht ausreichen würde, 
wurde gefragt. „Was die 
CDU konkret mit diesem 
Modell will, ist nicht klar. 
Eine privilegierte Partner-
schaft der Türkei haben 
wir eigentlich schon“, er-
läuterte die Europaabge-
ordnete. „Doch wir wollen 
nun unsere Zusagen an 
die Türkei auch umsetzen. 
In den nächsten 1 bis 1 
Jahren wird es ein span-
nender Prozess werden. 
Auch dort wollen viele ei-
nen Modernisierungspro-
zess in Gang setzen und 
Mitglied der europäi-
schen Wertegemein-
schaft werden.“ 
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Erika Mann MdEP und Monika Griefahn MdB  
werben für die Europäische Verfassung  
Deutscher Bundestag entschied am 1. Mai  über Ratifikation 

 
 
Die EU-Verfassung ist in 
aller Munde, aber nie-
mand weiß so recht, wor-
um es dabei eigentlich 
geht und wann sie denn 
überhaupt in Kraft tritt. 
Die SPD-Europaabgeord-
nete Erika Mann und die 
SPD-Bundestagsabgeord-
nete Monika Griefahn 
werben jetzt für die Euro-
päische Verfassung. Mo-
nika Griefahn: „Ich bin für 
die Verfassung, weil 
erstmals in einem Ver-
tragswerk der EU die 
Kommunen mit einbezo-
gen sind und die Parla-
mente nicht erst nach der 

Verabschiedung von EU-
Richtlinien beteiligt wer-
den. Außerdem wird die 
EU-Grundrechte-Charta 
fester Bestandteil der 
Verfassung.“ Nachdem 
der so genannte Europäi-
sche Konvent den Ent-
wurf für eine Verfassung 
für Europa im Sommer 
 vorgelegt hatte und 
sich die Regierungen der 
EU-Mitgliedsstaaten im 
Juni  die letzten 
strittigen Fragen des 
Entwurfs ausgeräumt 
hatten, haben die Staats- 
und Regierungschefs der 
EU haben am . Oktober 
 das Vertragswerk 
feierlich in Rom unter-
zeichnet. Die eigentlich 
spannendste Phase be-
gann aber erst danach 
und wird voraussichtlich 
bis Ende  andauern: 
der Ratifizierungsprozess. 
Das bedeutet, dass alle 

Mitgliedsstaaten der EU 
dem Vertrag zustimmen 
müssen. Das geschieht 
entweder durch die Par-
lamente oder in Volksab-
stimmungen. In den 
meisten Staaten - genau-
er gesagt in 1 von  - 
ratifizieren die Parlamen-
te, so auch in Deutsch-
land. In den anderen neun 
Ländern gibt es Volksab-
stimmungen. Haben alle 
Staaten zugestimmt, 
kann die Verfassung am 1. 
November  dann 
endgültig in Kraft treten 
und ersetzt den seit  
geltenden Vertrag von 
Nizza als Grundlage der 
Europäischen Union.  
Der Bundestag hatte für 
die Ratifizierung in 
Deutschland den 1. Mai 
 angesetzt. Zwei 
Drittel der Mitglieder des 
Bundestags mussten der 
Verfassung zustimmen. 

Die Bundesregierung hat-
te im November  das 
entsprechende Gesetz 
verabschiedet und dem 
Bundestag zugeleitet. Der 
Bundesrat hat ebenfalls 
der Verfassung zuge-
stimmt. Damit ist die Ver-
fassung in Deutschland 
ratifiziert. Die Franzosen 
haben die Verfassung 
jetzt abgelehnt. Wird die 
EU-Verfassung wider Er-
warten nicht ratifiziert, 
zum Beispiel weil eine 
Volksabstimmung gegen 
die Verfassung ausgeht, 
sieht die Verfassung vor, 
dass sich die Staats- und 
Regierungschefs der EU 
mit dieser Frage befassen 
müssen, um dann eine 
Lösung zu erarbeiten. Der 
Nizza-Vertrag würde in 
diesem Fall erst einmal 
weiter gelten.  

 
Im Vergleich zu den gegenwärtigen Verträgen wird mit der Verfassung eine Stärkung des  
demokratischen Charakters der Union vorgenommen. Es geht um mehr Demokratie, mehr 
Transparenz und mehr Effizienz: 

Mehr Demokratie 
• Festschreibung 
des Subsidiaritätsprin-
zips: Das heißt, die EU 
muss künftig begründen, 
warum eine Maßnahme 
auf EU-Ebene geregelt 
werden muss und nicht in 
den Nationalstaaten. 
• Die nationalen 
Parlamente (in Deutsch-
land Bundestag oder 
Bundesrat) können not-
falls vor dem Europäi-
schen Gerichtshof gegen 
Verstöße gegen das Sub-
sidiaritätsprinzip klagen. 
• Das Europäische 
Parlament erhält mehr 
Kompetenzen: Es wählt 
künftig den Präsidenten 
der EU-Kommission und 
wird mit dem EU-
Ministerrat im Gesetzge-
bungsverfahren gleichbe-
rechtigt. 

• Mit europaweit 1 
Millionen Unterschriften 
kann man künftig ein Eu-
ropäisches Bürgerbegeh-
ren initiieren.  
• Die Charta der 
Grundrechte wird in die 
Verfassung aufgenom-
men. 
Mehr Transparenz 
• Die Verfassung 
ordnet die politischen Zu-
ständigkeiten zwischen 
EU und Mitgliedsstaaten - 
ähnlich wie das deutsche 
Grundgesetz bei Bund 
und Ländern - 1. nach aus-
schließlicher Zuständig-
keit der EU (zum Beispiel 
Handelspolitik, Zollunion, 
Währungspolitik der Eu-
rozone), . gemeinsamer 
Zuständigkeit von EU und 
Mitgliedsstaaten (zum 
Beispiel Binnenmarkt, 
Verkehr, Energie, Land-
wirtschaft, Umwelt) und 

. Zuständigkeiten der 
Mitgliedsstaaten, bei de-
nen die EU unterstützend 
und koordinierend tätig 
wird (zum Beispiel Bil-
dung, Jugend, Kultur). 
• Vereinfachung 
der Rechtssetzungsarten: 
Künftig gibt es das unmit-
telbar geltende Europäi-
sche Gesetz und das Eu-
ropäische Rahmengesetz, 
das von den Mitglieds-
staaten mit gewissen in-
haltlichen Spielräumen 
noch in nationales Recht 
umgesetzt werden muss. 
Mehr Effizienz 
• Ausweitung der 
Mehrheits-Entscheidun-
gen, die im Ministerrat 
mit qualifizierter Mehr-
heit statt nach Einstim-
migkeitsprinzip getroffen 
werden können. Die 
Mehrheiten müssen  
Prozent der Staaten und 

 Prozent der Bevölke-
rung der Union repräsen-
tieren. Deutschland erhält 
damit ein größeres Ge-
wicht. 
• Der Europäische 
Rat hat künftig für , 
Jahre einen hauptamtli-
chen Präsidenten, die bis-
her halbjährlich rotieren-
de Ratspräsidentschaft 
entfällt damit. Es entsteht 
mehr Kontinuität an der 
Spitze der Union. 
• Die EU erhält ei-
nen Außenminister, der 
die Außenpolitik der EU-
Staaten koordinieren soll. 
• Die Zahl der EU-
Kommissare wird von 
1 an auf zwei Drittel 
der Zahl der Mitglieds-
staaten beschränkt. 
Weitere Informationen 
zur Europäischen Verfas-
sung unter: 
http://europa.eu.int/cons
titution/index_de.htm . 

http://europa.eu.int/constitution/index_de.htm
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Die SPD-Europaabgeordnete Erika Mann besuchte  
die Chemiefabrik Bock in Marschacht  
Geplante EU-Chemikalienrichtlinie REACH ist noch in Arbeit 

 
Das Foto zeigt (von 
rechts): Uwe Harden MdL, 
Erika Mann MdEP, Dr. 
Detlev Schmidt, Monika 
Griefahn MdB, Samtge-
meindebürgermeister 
Rolf Roth, Brigitte 
Somfleth MdL und SPD-
Ortsvereinsvorsitzender 
Claus Eckermann. 
 
Auf Einladung der SPD-
Bundestagsabgeordneten 
Monika Griefahn besuch-
te jetzt die SPD-
Europaabgeordnete Erika 
Mann die Chemische Fab-
rik Bock in Marschacht. 
Nach einem Betriebs-
rundgang diskutierte sie 
mit dem Geschäftsführer, 
Herrn Dr. Detlev Schmidt, 
über die geplante EU-
Chemikalienrichtlinie 
REACH. Am Termin nah-
men ebenfalls teil: Hedi 
Wegener MdB, Uwe Har-
den MdL, Brigitte 
Somfleth MdL, Samtge-
meindebürgermeister 
Rolf Roth und SPD-
Ortsvereinsvorsitzender 
Claus Eckermann. 
Geschäftsführer Dr. Det-
lev Schmidt stellte zu-
nächst durch einen Vor-

trag und bei ei-
nem anschlie-
ßenden Betriebs-
rundgang die 
Produktion der 
Chemischen Fab-
rik Bock dar. Die 
Firma wurde 
1 /  in 

Hamburg-
Billbrook ge-
gründet, zog 
1 /  nach 
Marschacht und 
beschäftigt heu-
te fast 1 Mit-
arbeiter. Haupt-
produkt der Fir-
ma ist die Thi-
oglykolsäure und 

ihre Derivate. Bei einigen 
Produkten ist die Firma 
sogar Weltmarktführer, 
bei einigen anderen Pro-
dukten einer von nur drei 
oder vier Produzenten 
weltweit. Hauptprodukte 
sind Stabilisatoren für 
Kunststoffe, Chemikalien 
für die Kosmetikindustrie 
(Dauerwellen, Haarglät-
ter, Enthaarung), die Po-
lymerchemie (Coatings = 
Farben, Lacke und Be-
schichtungen; Acryl- und 
Epoxydharze), Chemika-
lien für die Lederverarbei-
tung und Gummiproduk-
tion und für sonstige An-
wendungen (Wasserbe-
handlung, Ölförderung, 
Pharmaindustrie und lei-
tende Polymere z.B. für 
optische LEDs und Kon-
densatoren).  
Anschließend informierte 
die SPD-Europaabgeord-
nete Erika Mann zum 
Stand der geplanten EU-
Chemikalienrichtlinie 
REACH. Das von der 
Kommission vorgeschla-
gene System zur Regist-
rierung, Bewertung und 
Zulassung von chemi-
schen Stoffen (REACH) 
wird zurzeit in den Aus-

schüssen des Europäi-
schen Parlaments bera-
ten. Ziel der geplanten 
Richtlinie ist eine bessere 
Chemikaliensicherheit in 
der Europäischen Union. 
Am 1. Januar  fand 
eine öffentliche Anhö-
rung im Europäischen 
Parlament zu diesem 
Thema statt. Erika Mann 
ist für die SPE-Fraktion im 
Industrieausschuss zu-
ständig für das REACH-
Gesetzgebungsverfahren. 
Ihrer Meinung nach ist 
der Vorschlag der Kom-
mission, eine Vereinheit-
lich der Bewertung von 
Chemikalien und eine Er-
fassung aller Stoffe vor-
zunehmen, insgesamt zu 
begrüßen. „Die Anhörung 
im Europäischen Parla-
ment hat allerdings deut-
lich gezeigt, dass viele 
Aspekte und Auswirkun-
gen der Verordnung nicht 
umfassend geklärt sind. 
Allein in Niedersachsen 
bieten 1 zumeist mittel-
ständische Chemiebetrie-
be Arbeitsplätze für  
 Menschen. Aus die-
sem Grund muss REACH 
so gestaltet werden, dass 
die Verlagerung wichtiger 
chemischer Märkte in 
Drittstaaten verhindert 
wird“, so Erika Mann. 
Herr Dr. Detlev Schmidt 
bewertete anschließend 
aus seiner Sicht die ge-
plante REACH-
Gesetzgebung. Auch in 
den USA gebe es mit dem 
HPV-Programm bereits 
ein Zulassungsverfahren, 
das allerdings nur für 
Chemikalien mit einer 
Jahresproduktion von ü-
ber 1. Tonnen gelte. In 
Europa sei nun mit der 
Einführung eines Zulas-
sungs- und Bewertungs-
verfahrens für die Altstof-
fe zu rechnen. REACH set-

ze jedoch schon bei einer 
Jahresproduktion von nur 
1 Tonne an. Bei größeren 
Mengen trage das Ge-
schäft die Kosten, fraglich 
sei aber, ob sich das teure 
Zulassungsverfahren 
auch bei in kleineren 
Mengen produzierten 
Chemikalien lohne. Offen 
sei auch noch die Frage 
der Konsortienbildung, 
das heißt, welche Firma 
von diversen weltweit 
produzierenden Unter-
nehmen für das Zulas-
sungsverfahren zuständig 
sein soll und wie die Kos-
ten unter allen Produzen-
ten und Importeuren ver-
teilt würden. Erika Mann 
berichtete aus den lau-
fenden Beratungen, dass 
es keine Zwangskonsor-
tien geben werde und 
dass bei der auf einen lan-
gen Zeitraum (11 Jahre) 
angelegten Umsetzung 
im Interesse des Gesund-
heitsschutzes die Priorität 
auf solchen Stoffen liegen 
werde, mit denen Men-
schen direkt in Kontakt 
kommen. 
Einig waren sich Erika 
Mann MdEP, Monika 
Griefahn MdB und Dr. 
Detlev Schmidt sowie alle 
anderen Beteiligten darin, 
dass REACH einerseits zu 
mehr Chemikaliensicher-
heit beitragen kann, dass 
andererseits auch die Be-
lange der deutschen und 
niedersächsischen Che-
mieindustrie in das Ge-
setzgebungsverfahren 
einfließen müssen. 
 
Weitere Firmeninforma-
tionen im Internet unter:  
www.brunobock.de oder 
www.bock-
thiochemicals.com . 

 

www.brunobock.de
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Hintergrundinformationen zu REACH 
Die EU-Kommission ver-
öffentlichte im Mai  
ein Beratungsdokument 
über die Registrierung, 
Evaluierung, Autorisie-
rung und Beschränkung 
von Chemikalien (REACH). 
Das Dokument enthält 
den gemeinsamen Vor-
schlag der Generaldirek-
tionen Umwelt und Un-
ternehmen für eine Ver-
ordnung, die die Strategie 
für eine zukünftige Che-
miepolitik umsetzt, die im 
Weißbuch zur Chemiepo-
litik aus dem Frühjahr 
1 beschrieben ist. 
 
Die EU-Kommission for-
mulierte sieben spezifi-
sche Ziele für die Entwick-
lung einer neuen Che-
miepolitik:  
■ Schutz der 
menschlichen Gesundheit 
und der Umwelt vor Ge-
fahren im Zusammen-
hang mit der Herstellung, 
der Verwendung und der 
Entsorgung von Chemika-
lien;  
■ Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit 
der Europäischen Chemi-
schen Industrie; • Verhin-
derung der Zersplitterung 
des Binnenmarkts wegen 
der unterschiedlichen na-
tionalen Standards in der 
Chemikaliensicherheit 
und in der Risikobewer-
tung;  
■ erhöhte Transpa-
renz, z. B. im Hinblick auf 
Eigenschaften der ver-
markteten Chemikalien 

und auf Expositionen von 
Mensch und Umwelt;  
■ Einbindung in in-
ternationale Bestrebun-
gen auf UN- und OECD-
Ebene, wie das Globally 
Harmonised System 
(GHS) zur Einstufung und 
Kennzeichnung gefährli-
cher Chemikalien, und die 
Einführung der Stock-
holmer Konvention über 
persistente organische 
Schadstoffe (POP-
Konvention);  
■ Förderung der 
Chemikalienprüfung oh-
ne Tierversuche, z.B. 
durch Anerkennung von 
Daten, die ohne Wirbel-
tierversuche zustande ge-
kommen sind oder durch 
Nutzung bereits beste-
hender Daten;  
■ Erfüllung interna-
tionaler Verpflichtungen 
der EU gegenüber der 
Welthandelsorganisation 
(WTO), z.B. bezüglich 
nicht gerechtfertigter 
Handelshindernisse bei 
der Vermarktung von 
Chemikalien. 
 
Innerhalb von 11 Jahren 
nach Inkrafttreten der 
Verordnung (ca.  o-
der später) sollen alle 
Stoffe, die in Mengen von 
mehr als 1 t pro Jahr her-
gestellt oder importiert 
werden, mit einem ver-
bindlichen Datensatz auf 
EU-Ebene (bei der neuen 
EU-Zentralbehörde) re-
gistriert werden. Der Ein-
führungsprozess wird 

schrittweise mit hochvo-
lumigen Stoffen (>1 
t/a) und solchen Stoffen 
beginnen, die als krebser-
zeugend, erbgutverän-
dernd oder fortpflan-
zungsgefährlich einge-
stuft sind. Die Hersteller 
sind verpflichtet, eine 
Chemikalien-
Sicherheitsbewertung (= 
Chemicals Safety Assess-
ment [CSA]) durchzufüh-
ren, die den gesamten Le-
benszyklus des Stoffes 
umfasst, das heißt die 
Herstellung in der eige-
nen Firma und die gene-
relle Verwendungsart 
durch die direkten Kun-
den sowie durch weitere 
Anwender im Verlauf der 
Wertschöpfungskette. Die 
Ergebnisse der CSA und 
die daraus folgenden Ri-
siko-
Managementempfehlung 
werden in einem Chemi-
kalien-Sicherheitsbericht 
(Chemical Safety Report 
[CSR]) zusammengestellt.  
 
Der CSR enthält außer-
dem alle relevanten In-
formationen, die dem Er-
gebnis der Sicherheits-
bewertung zu Grunde lie-
gen, wie z.B. die Beschrei-
bung der Stoffeigenschaf-
ten, die (öko)toxiko-
logisch abgeleitete Expo-
sitionsobergrenze sowie 
die Annahmen zu den 
Verwendungsbedingun-
gen und zur maximal er-
warteten Expositionshö-
he. Die relevanten Infor-

mationen des CSA wer-
den an die Stoffanwender 
über das Sicherheitsda-
tenblatt (SDB) weiter ge-
geben. Wenn bestimmte 
Informationen über die 
Eigenschaften der zu re-
gistrierenden Stoffe nicht 
zur Verfügung stehen, 
soll der Registrierende 
Vorschläge für die Durch-
führung entsprechender 
Tests einreichen, die dann 
von der zuständigen Be-
hörde innerhalb einer 
festgelegten Frist evalu-
iert werden. 
 
Zusätzlich zu diesen Re-
gistrierungs-, Bewer-
tungs- und Informati-
onsmechanismen enthält 
REACH zwei weitere In-
strumente, um die Ver-
wendung der gefährlichs-
ten Stoffe einzuschrän-
ken. In Zukunft wird für 
den Gebrauch von Stoffen 
mit sehr hohem Gefah-
renpotential, z.B. den 
erbgutverändernden (mu-
tagenen) Substanzen, ei-
ne Zulassung benötigt. 
Beschränkungen der 
Vermarktung und der 
Verwendung können für 
jene Stoffe ausgespro-
chen werden, bei denen 
die Risikoabschätzung der 
Behörden unter Berück-
sichtigung sozioökonomi-
scher Faktoren nicht ak-
zeptable Risiken gezeigt 
hat. 

 

Betriebsrätekonferenz ein voller Erfolg 
Das Foto zeigt die Bun-
destagsabgeordnete Mo-
nika Griefahn (Mitte) zu-
sammen mit Jörn und Jo-
Margot Gierach bei der 
Betriebsrätekonferenz in 
Berlin. 
 
Die Bundestagsabgeord-
nete Monika Griefahn lud 
Betriebsräte des Landrei-
ses Harburg zur Konfe-
renz nach Berlin. Die vor 
drei Jahren von Klaus 
Brandner und Franz Mün-

tefering ins Leben geru-
fene Betriebsrätekonfe-
renz der SPD-
Bundestagsfraktion im 
Berliner Reichstag ist heu-
te eine feste Größe im po-
litischen Kalender. Davon 
zeugen nicht nur die stei-
genden Besucherzahlen, 
sondern auch die große 
Resonanz unter Berliner 
Spitzenpolitikern und Ex-
perten. Bundeswirt-
schaftsminister Wolfgang 
Clement, Partei- und 
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Fraktionsvorsitzender 
Franz Müntefering, Gene-
ralsekretär Klaus-Uwe 
Benneter, DGB-Chef Mi-
chael Sommer, Wirt-
schaftsexperte Prof. Dr. 
Gustav Horn – sie alle 
suchten den konstrukti-
ven und anregen¬den 
Austausch mit den mehr 
als  Interessenvertre-
tern aus der Praxis. 
Neben dem Dialog zwi-
schen Politik und Betrieb 
standen die Ausführun-
gen der Experten zum 
Thema „Industriepolitik - 
in Deutschland und Euro-
pa“ im Mittelpunkt. Franz 
Müntefering und Klaus 
Brandner erläuterten die 
Ausrichtung sozialdemo-
kratischer Industriepoli-
tik: „Nur mit attraktiven 

Bedingungen für For-
schung und Entwicklung, 
für Investitionen und Pro-
duktion, für Finanzierung 
und Verkauf“, so Brand-
ner, „schaffen Firmen an 
Standorten in Deutsch-
land und Europa dringend 
benötigte Arbeitsplätze. 
Die internationale Ver-
netzung wird immer in-
tensiver. Umso wichtiger 
ist es, die nationalen 
Spielräume zu nutzen 
und insbesondere auf eu-
ropäischer Ebene Indust-
riepolitik aktiv zu gestal-
ten, damit unsere hohe 
Wettbewerbsfähigkeit 
erhalten bleibt. Deutsch-
land ist ein starker Indust-
riestandort. Das zeigen 
nicht nur die erfolgrei-
chen Exportzahlen.“ 

Klaus Brandner hob die 
große Bedeutung der Be-
triebsrätekonferenz als 
Ort des konstruktiven 
Austauschs hervor. Die 
große Herausforderung 
der Globalisierung ließe 
sich nur durch starke Ver-
treter der Arbeitnehmer-
interessen und starke 
handlungsfähige Ge-
werkschaften meistern. 
Die Betriebsrätekonferenz 
habe gezeigt, dass vor 
dem Hintergrund des 
Standortwettbewerbs 
insbesondere diejenigen 
Unternehmen erfolgreich 
seien, die ihre Beschäftig-
ten nicht nur unter Kos-
tengesichtspunkten be-
trachten, sondern auf 
Qualität setzten. „Es ist 
deutlich geworden, dass 

es nicht auf billiger, son-
dern auf besser an-
kommt. Das gilt nicht nur 
für Waren und Dienstleis-
tungen, sondern gerade 
und besonders für die Ar-
beitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer“, so Klaus 
Brandner in seinem 
Schlusswort.  
Die ver.di-Betriebsräte 
Herrn Jörn Gierach und 
Frau Jo-Margot Gierach 
aus Buchholz i.d. Nord-
heide konnten viele Anre-
gungen aus Berlin mit-
nehmen. Sie sprachen mit 
Monika Griefahn und 
konnten gleichzeitig die 
Situation im Betrieb vor 
Ort direkt schildern. 

 

Ganztagsschulen: Zeit für mehr Zukunft,  
Bildung und Betreuung 
Landkreis Soltau-Fallingbostel hui, Landkreis Harburg pfui? 
Die SPD-Bundestagsabge-
ordnete Monika Griefahn 
informierte jetzt zum 
Thema Umsetzung des 
Ganztagsschulpro-
gramms „Zukunft Bildung 
und Betreuung“ des Bun-
des. Die Umsetzung des 
Programms läuft auf vol-
len Touren.  Milliarden 
Euro stellt der Bund für 
Investitionen zur Schaf-
fung zusätzlicher Ganz-
tagsschulplätze in den 
Jahren  bis  zur 
Verfügung. 
Eltern, Lehrer und Schüler 
spüren deutlich, dass sich 
etwas tut in unserem 
Land. Und sie beteiligen 
sich aktiv an der Neuges-
taltung ihrer Schule. Im 
Sommer  konnte die 
Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung, E-
delgard Bulmahn, die 
1. Ganztagsschule, die 
über das Ganztagsschul-
programm gefördert 
wurde, öffentlich einwei-
hen. Mitte dieses Jahres 
werden es schon insge-
samt . Schulen sein, 
die von dem Programm 
profitiert haben - und das 
in allen 1 Ländern. Im 

Land Niedersachsen ar-
beiten gegenwärtig  
geförderte Schulen an 
dem Ganztagsprogramm. 
Dabei geht es nicht allein 
um Baumaßnahmen, es 
geht vor allem um eine 
neue Qualität von Schule 
und Unterricht. Die Bun-
desregierung arbeitet 
jetzt gemeinsam mit den 
Ländern intensiv daran, 
dass diese neuen Ganz-
tagsangebote die frühe 
und individuelle Förde-
rung aller Schülerinnen 
und Schüler in den Mit-
telpunkt stellen. Es muss 
gemeinsames Anliegen 
von Bund und Ländern 
sein, die Bildungschancen 
von allen Kindern deutlich 
zu verbessern. Dies ist 
auch ein Herzstück sozi-
aldemokratischer Bil-
dungspolitik! Alle Länder 
planen - nach ihren vor-
läufigen Vorhabenan-
meldungen - die vollstän-
dige Inanspruchnahme 
der Investi¬tionsmittel 
des Bundes. Die Länder 
können die ihnen aus 
dem Ganztagsschulpro-
gramm jährlich zur Ver-
fügung stehenden Mittel 

in die Folgejahre übertra-
gen. 
Das Land Niedersachsen 
hat jetzt die Vorläufige 
Vorhabenplanung  
für das Investitionspro-
gramm "Zukunft Bildung 
und Betreuung" vorgelegt 

(Stand: Mai ). 
Berücksichtigt werden 
aus dem Landkreis Sol-
tau-Fallingbostel voraus-
sichtlich die folgenden 
Schulen (in Klammern die 
beantragte Fördersum-
me): Haupt- und Real-
schule Bad Fallingbostel 
(. Euro), Freie Wal-
dorfschule Bomlitz 
(1.. Euro), Haupt- 
und Realschule Bomlitz 
(. Euro), Haupt- und 
Realschule Hodenhagen 
(. Euro), Gymnasi-
um Munster (. Eu-
ro), Haupt- und Realschu-
le Munster (1. Euro), 

Heinrich-Christoph-
Londy-Schule (HRS) Re-
them (Aller) (1. Euro), 
KGS Schneverdingen 
(1.. und 
1.., Euro), Wil-
helm-Röpke-Schule 
Schwarmstedt (1.. 

Euro), Hauptschule Soltau 
(1. Euro), Haupt-
schule, Realschule, Gym-
nasium Soltau (. 
Euro), Gymnasium Soltau 
(1. Euro), Gymnasi-
um Walsrode (1. Eu-
ro) und Haupt- und Real-
schule Walsrode (. 
Euro). 
Die Beteiligung der Schu-
len im Landkreis Soltau-
Fallingbostel am Ganz-
tagsschulprogramm ist 
sehr erfreulich, die bean-
tragten und zum über-
wiegenden Teil schon 
gewährten Zuschüsse lie-
gen gemessen an der Be-
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völkerungszahl um 1 % 
über dem Landesdurch-
schnitt. 
Berücksichtigt werden 
aus dem Landkreis Har-
burg voraussichtlich die 
folgenden Schulen (in 
Klammern die beantragte 
Fördersumme): 
Waldschule Buchholz i. d. 
Nordheide (. Eu-
ro), Hauptschule Neu 
Wulmstorf (. Eu-
ro), Rudolf-Steiner-Schule 
Nordheide = Waldorf-
schule Kakenstorf 
(1.. Euro), Haupt- 
und Realschule Salzhau-
sen (1.. Euro) und 
Gymnasium Winsen (Lu-
he) (1.. Euro). 
Die Beteiligung der Schu-
len im Landkreis Harburg 
am Ganztagsschulpro-
gramm ist dagegen äu-
ßerst verhalten, die bean-

tragten Zuschüsse liegen 
gemessen an der Bevölke-
rungszahl um  % unter 
dem Landesdurchschnitt. 
Monika Griefahn: „Das 
Ergebnis für den Land-
kreis Soltau-Fallingbostel 
ist hervorragend, für den 
Landkreis Harburg dage-
gen sehr blamabel. Im 
Landkreis Soltau-
Fallingbostel wurden be-
reits 1 Schulen mit ei-
nem Fördervolumen von 
, Millionen Euro in das 
Ganztagsschulprogramm 
aufgenommen. Das ist 
überdurchschnittlich und 
lobenswert. Im einwoh-
nerstarken Landkreis Har-
burg sind es nach Aus-
kunft des Landes dagegen 
nur fünf Schulen mit be-
antragten insgesamt 
, Millionen Euro För-
dermitteln. Der Landkreis 

Harburg hat rund  % der 
Einwohner Niedersach-
sens und sicher einen ü-
berdurchschnittlichen 
Schüleranteil. Hätten sich 
die Schulen im Landkreis 
Harburg wie in anderen 
Landkreisen am Pro-
gramm beteiligt, bei dem 
niedersachsenweit rund 
1Millionen Euro verteilt 
werden, so würde auf den 
Landkreis Harburg eine 
Fördersumme von 11, 
Millionen Euro entfallen. 
Dem Landkreis sind also 
rund , Millionen Euro 
an Fördergeldern entgan-
gen. Hat der Landkreis 
Harburg, der als Schul-
bauträger grundsätzlich 
die Kosten des Schulbaus 
tragen muss, zuviel Geld? 
Man hätte die Kollegien 
der Schulen im Landkreis 
Harburg stärker ermun-

tern können, die Umstel-
lung zur Ganztagsschule 
zu wagen. Schuld daran 
sind vor allem die ana-
chronistische Schulpolitik 
der CDU/FDP-
Landesregierung und die 
ebenfalls rückschrittliche 
Schulpolitik der CDU-
Kreistagsfraktion im 
Landkreis Harburg. Keine 
Gesamtschule im ganzen 
Landkreis und kaum 
Ganztagsschulen, viel Se-
lektion und wenig Koope-
ration – die Schulstruktur 
ist eine der rückschritt-
lichsten in ganz Nieder-
sachsen. und nun ist man 
auch noch Schlusslicht bei 
der Einführung von Ganz-
tagsschulen. So kommen 
wir nicht voran bei der 
Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie.“ 

 

Bürgerpreis Landkreis Harburg  
Preisträger  Heinz Kirsch stiftet Preisgeld für Kindertagesstätten 
Die lokale Initiative „Bür-
gerengagement“ verleiht 
in diesem Jahr zum zwei-
ten Mal den Bürgerpreis 
für ehrenamtliche Tätig-
keiten. In diesem Jahr lau-
tet das Motto „Zusam-
men leben –
Nachbarschaft neu ent-
decken“. Die Sparkasse 
Harburg-Buxtehude hat 
gemeinsam mit dem 
Landkreis Harburg sowie 
den Bundestagsabgeord-
neten Monika Griefahn 
und Michael Grosse-
Broemer die lokale Aktion 
„Bürgerengagement“ im 
Landkreis Harburg ins Le-
ben gerufen. Insgesamt 
gibt es in diesem Jahr 
wieder Preisgelder in Hö-
he von insgesamt . 
Euro zu gewinnen. Die 
Entscheidung über die 
Preisträger fällt die Jury, 
zu der die Bundestagsab-
geordneten Monika Grie-
fahn, Michael Grosse-
Broemer sowie Landrat 
Axel Gedaschko und 

Sparkassenvorstandsvor-
sitzender Heinz Lüers ge-
hören. Als rotierendes 
Mitglied ist diesmal Al-
bert Paulisch, Direktor des 
Amtsgerichts Winsen da-
bei. Bewerbungsschluss 
war Ende Mai; der Preis 
wird jetzt am . Juli ver-
liehen. 
 
Im vergangenen Jahr war 
Heinz Kirsch aus Bullen-
hausen einer der Preisträ-
ger zum Thema „Genera-
tionen – Jung und Alt“. Er 
wurde für sein Lebens-
werk ausgezeichnet, weil 
er sich seit über  Jahren 
aktiv in seinem Heimatort 
Bullenhausen ehrenamt-
lich engagiert. Das Preis-
geld von der Sparkasse 
Harburg-Buxtehude in 
Höhe von . Euro hat 
Heinz Kirsch sofort wie-
der einem guten Zweck 
zukommen lassen. Er stif-
tete es zwei Kindertages-
stätten: Die DRK-
Kindertagesstätte in Bul-

lenhausen erhält ein 
„Baustein-Spielmobil“, 
das aus  einzelnen, 
bunten geometrischen 
Figuren aus Schaumstoff 
besteht. Die DRK-
Kindertagesstätte in Stel-
le erhält ein „Riesen-
Baustein-Set“ mit 1 Bau-
klötzen. Der Bürgerpreis 
ist für Heinz Kirsch kein 
Grund, sein ehrenamtli-
ches Engagement zu re-
duzieren - im Gegenteil. 
Aus eigener Tasche stifte-

te Heinz Kirsch außerdem 
noch ein Schwungtuch, 
mehrere Stelzen und 
Spielwürfel. Das beige-
fügte Foto zeigt inmitten 
der Kinder der DRK-
Kindertagesstätte Bullen-
hausen hinten links den 
Preisträger  Heinz 
Kirsch, daneben die Stell-
vertretende Leiterin der 
Einrichtung, Frau Susann 
Stöckemann. 
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Besuch im Schullandheim Schneverdingen 
Monika Griefahn und Dieter Möhrmann informierten sich vor Ort 

 
Von links: SPD-Bundes-
tagsabgeordnete Monika 
Griefahn, Klaus Kruse, 
Geschäftsführer des Ver-
bandes Deutscher Schul-
landheime e.V., SPD-
Landtagsabgeordneter 
Dieter Möhrmann, Heinz 
Fänder, Vorsitzender des 
Trägervereins, Claus-Peter 
Kramer, Vorsitzender der 
Arbeitsgemeinschaft 
Hamburger Schulland-
heime. 
 
Ende April besuchte die 
Bundestagsabgeordnete 
Monika Griefahn gemein-
sam mit ihrem Landtags-
kollegen Dieter Möhr-

mann auf Einla-
dung des Leiters 
Jens Spies das 
Schullandheim in 

Schneverdingen. 
Diese Einrichtung, 
eine von ca.  
Schullandheimen 

in Deutschland, 
wird im Jahr  
ihr -jähriges 

Bestehen feiern. Die bei-
den Abgeordneten erfuh-
ren, dass ca. 1, Millionen 
Schülerinnen und Schüler 
während ihrer Schulzeit 
mehrtägige Fahrten in 
Schullandheime unter-
nehmen und dort eine 
besondere Form von Un-
terricht erfahren. Am Bei-
spiel des Schneverdinger 
Schullandheims wurden 
in Anwesenheit von 
Claus-Peter Cramer, dem 
Vorsitzenden der Arbeits-
gemeinschaft Hamburger 
Schullandheime, und 
Klaus Kruse, Geschäfts-
führer des Verbandes 
Deutscher Schullandhei-

me e.V. die pädagogi-
schen Vorteile eines Auf-
enthalts im Schulland-
heim dargestellt. 
Beeindruckt zeigten sich 
Monika Griefahn und Die-
ter Möhrmann von der 
multimedialen Ausstat-
tung des Hauses. Dort 
wird die bewährte Schul-
landheimpädagogik mit 
den modernen Medien 
verknüpft. Es werden 
auch pädagogisch beglei-
tete Projektwochen u.a. 
zur Berufsvorbereitung, 
zum Antiaggressionstrai-
ning und zur Ernährungs-
lehre angeboten. Beliebt 
ist auch das „Moorevent“, 
eine Kombination aus in-
teraktiver Naturkunde 
mit einer CD-ROM, ge-
paart mit Töpfern, Gru-
selgeschichten und einer 
Wanderung durch das 
Pietzmoor. Interessiert 
fragte Monika Griefahn 
nach den Angeboten des 
Schullandheims im Be-
reich der Ferien- und Wo-

chenendfreizeiten, der 
Kommunions- und Kon-
firmationsvorbereitung.  
Erörtert wurden auch die 
zunehmenden ökonomi-
schen Schwierigkeiten der 
Schullandheime, die sich 
finanziell selber tragen 
müssen. Zu den Er-
schwernissen zählen z.B. 
der Schulfahrtenboykott 
von Hamburger Lehrern 
und die zunehmende 
Konkurrenz anderer Auf-
enthaltsangebote, die  an 
Schulen herangetragen 
werden. Erörtert wurde 
auch die Frage, wie finan-
zielle Fördermittel des 
Bundes oder der EU für 
Schullandheime vor Ort 
eingeworben werden 
könnten. Ein erneuter Be-
such wurde für den April 
 zum . Geburtstag 
des Schullandheimes 
Schneverdingen in Aus-
sicht gestellt. 

 

Schadstoffe beim Bau erkennen und vermeiden 
Monika Griefahn informierte sich beim Bauunternehmen Rübke über Toxproof-Siegel 

 
Bauunternehmer Stefan 
Rübke (links) führte Mo-
nika Griefahn durch die 
Ausstellung seines Un-
ternehmens.  
 
Es war für die Bundes-
tagsabgeordnete Monika 
Griefahn Ende April  
fast ein Ausflug in ihre 
Vergangenheit als Um-
weltministerin: Das Bau-
unternehmen W. Rübke 
in Walsrode erfüllt bei 
seinen Massivbauten vie-
le Forderungen nach 

schadstofffreien 
Baumaterialien, die 
in der Politik schon 
seit Jahren gestellt 
wurden. Bauunter-
nehmer Stefan 
Rübke stellte der 

Bundespolitikerin 
sein Unternehmen 
vor, das im Bereich 
der Massivbauten 

als erstes Bauunterneh-
men in Deutschland mit 
dem Toxproof-Siegel des 
TÜV Rheinland ausge-
zeichnet wurde. Man ha-
be vor der Zertifizierung 
schon auf möglichst 
schadstofffreie Baumate-
rialien geachtet, erläuter-
te Stefan Rübke. Die Zerti-
fizierung mit dem 
Toxproof-Siegel, die jedes 
Jahr erneuert werden 
muss, setzt klare Maßstä-
be. An der dem  Projekt 
und der Auszeichnung 

mit dem Toxproof-Siegel 
ist Hans Eric Meyer, Um-
weltapotheker aus 
Scheeßel und ein persön-
licher Freund von Stefan 
Rübke, maßgeblich betei-
ligt. Meistens komme er 
beruflich in Häuser, in 
denen alles schon zu spät 
ist, erläuterte er. Mit sei-
ner Unterstützung wur-
den beim Bauunterneh-
men Rübke Produktlisten 
erstellt, mit denen die 
eingesetzten Handwerker 
arbeiten. „Wir bauen de-
finitiv gesund“, erläuterte 
Stefan Rübke der Bun-
despolitikerin, „wir wis-
sen was wir da einbauen 
und was nicht.“ Und ein 
nach Toxproof-Kriterien 
gebautes Haus sei nicht 
teurer als ein „normales“ 
Haus, hob er hervor. Vor 
der Übergabe an die Kun-
den führt Umweltapo-

theker Hans Eric Meyer 
eine Raumluftuntersu-
chung durch, um die 
Schadstofffreiheit beim 
Bau zu belegen. Bauher-
ren erhalten eine Bera-
tung für die Verwendung 
der Materialen bei Maler-
arbeiten und bei Boden-
belägen, die gern in Ei-
genleistung durchgeführt 
werden. Übrigens gilt das 
Toxproof-Siegel auch für 
durchdachte Renovierung 
und Modernisierung von 
Altbauten. „Heute ist es 
wesentlich, dass Bauun-
ternehmer und Handwer-
ker das selbst anbieten“, 
hob Monika Griefahn her-
vor. „Wir haben es schon 
vor Jahren in der Politik 
gefordert, doch wenn die 
Handwerker selbst nach 
diesen Kriterien arbeiten, 
ist es überzeugend.“ 



 

Monika Griefahn informierte sich im Tierheim Hodenhagen 

 
Monika Griefahn (zweite 
von links) und ihre Beglei-
tung informierten sich im 
Tierheim Hodenhagen. 
Von links: Annette Schütz, 
Monika Griefahn, Anke 
Forentheil mit Hündin 
Lea, Ulla Schliekelmann, 
Frank Forentheil, Marie 
Pöllmann, Ilse Plöger, Ger-
hard Ewald, Ulrike Wich-
mann-Wrede und die bei-
den Girl’s Day-Praktikan-
tinnen Svenja Ebert und 
Christina Hogrefe.  
 
Schon lange war der Be-
such geplant, jetzt end-
lich konnte er realisiert 
werden: Monika Griefahn 
besuchte das Tierheim 
Hodenhagen und infor-
mierte sich dort über die 
tägliche Arbeit und Prob-
leme des Tierschutzes. 
Frank Forentheil, der Vor-
sitzende des Tierschutz-
vereins für den Altkreis 
Fallingbostel, führte die 
Bundestagsabgeordnete 
und ihre Begleitung ge-
meinsam mit weiteren 
Aktiven durch das Tier-
heim und seine Außenan-
lagen. Monika Griefahn, 
zu deren Familie auch ein 
Hund gehört, war sehr 
beeindruckt von den gro-
ßen Zwingern für Hunde 
und Katzen im Gebäude  

 
sowie Ausläufen an fri-
scher Luft. Für die Katzen 
stehen dort viele Körbe 
und sogar ein kuscheliges 
Sofa zur Verfügung, das 
gespendet wurde. Die 
Hunde nutzen den Frei-
lauf im Außenzwinger, 
um sich allein oder in Ge-
sellschaft mal so richtig 
auszutoben.  
 
Eine Wiese neben dem 
Tierheim konnte dazu ge-
pachtet werden, um dort 
Hoftiere aufzunehmen, 
die aus privater Hobby-
haltung gerettet werden 
mussten. Auch Meer-
schweinchen und andere 
Tiere werden im Tierheim 
abgegeben, auch eine 
Schildkröte, die sich als 
Schnappschildkröte ent-
puppte, sowie auch mal 
Schlangen oder ein Chin-
chilla. „Der war uns als 
kleines Känguru gemeldet 
worden“, schmunzelte 
Frank Forentheil. Wenn 
Exoten und Vögel ins 
Tierheim kommen, wird 
immer gleich mit Christi-
an Erdmann von der 
Wildtierstation Lindwedel 
Kontakt aufgenommen, 
um die Tiere dort fachge-
recht unterzubringen.  
 

Unter den rund  Mit-
gliedern des Tierschutz-
vereins für den Altkreis 
Fallingbostel sind rund  
Aktive, die sich in ver-
schiedenster Form in die 
Arbeit im und für das 
Tierheim einbringen. Da-
zu gehört bei einigen 
auch die ehrenamtliche 
Mitarbeit im Tierheim, 
um die hauptamtlichen 
Mitarbeiter zu unterstüt-
zen. Mit fünf Dreiviertel-
stellen und zwei gering-
fügig Beschäftigten wird 
dort zurzeit die Arbeit 
bewältigt. Interessierte 
Mädchen nutzen den 
Girl’s Day, wie in diesem 
Jahr Svenja Ebert und 
Christina Hogrefe, um 
sich über die Arbeit in ei-
nem Tierheim zu infor-
mieren, das Tierheim Ho-
denhagen gehört auch 
zum Praktikums-
programm der Realschule 
und junge Menschen, de-
nen die Ableistung von 
Stunden mit gemeinnüt-
ziger Arbeit auferlegt 
wurde, helfen ebenfalls 
bei der Arbeit im Tier-
heim.  
 
1 bis 1 Hunde und 
rund  bis  Katzen 
werden pro Jahr im Tier-
heim Hodenhagen aufge-
nommen. Mit den Kom-
munen sind Verträge für 
die Übernahme der Pfle-
gekosten für  Tage ge-
schlossen worden. Doch 
häufig kann eine Vermitt-
lung schneller erfolgen, 
so dass es für die Kom-
munen kostengünstiger 
wird. „Und wir haben 
wieder einen Zwinger frei, 
der nie lange frei bleibt“, 
erläuterte Frank Fo-
rentheil gegenüber Moni-
ka Griefahn. Häufig 
kommen Tiere durch 
„Familientragödien“, wie 

Todesfälle oder auch 
Trennung von Halterpaa-
ren ins Tierheim. Über das 
Internet werden von zahl-
reichen Interessierten 
Kontakte zum Tierheim 
geknüpft, denn dort wer-
den die zu vermittelnden 
Tiere mit liebevoll gestal-
teten Texten vorgestellt. 
Oftmals werden aus sol-
chen Kontakten später 
„neue Menschen“ für die 
Vierbeiner. Eine Beson-
derheit beim Tierschutz-
verein für den Altkreis 
Fallingbostel ist der Tier-
friedhof neben dem Tier-
heim. Hier können dieje-
nigen, die keinen eigenen 
Garten zur Bestattung ih-
res Haustieres haben und 
es nicht in die Tierverwer-
tung geben möchten, für 
zunächst drei Jahre ein 
Grab pachten. Auch eine 
anonyme Bestattung in 
einem Rasengrab ist mög-
lich.  
 
Frank Forentheil bemän-
gelte, dass für Tierschutz-
vereine in Niedersachsen 
kein Verbandsklagerecht 
existiert. Es würde in 
strittigen Fällen von Tier-
quälerei und vernachläs-
sigter Tierhaltung hilf-
reich sein. Bei Tierschutz-
kontrollen müssen oft-
mals Sachverständige 
und Staatsanwälte einge-
schaltet werden, um Tiere 
zu retten. „Ich habe den 
Eindruck gewonnen, dass 
im Tierheim Hodenhagen  
von allen Beteiligten sehr 
engagiert und umsichtig 
zum Wohl der Tiere gear-
beitet wird“, freute sich 
Monika Griefahn,  „und 
hoffe, dass die Tiere so 
schnell in gute Hände 
vermittelt werden kön-
nen, dass es vielleicht 
doch öfter mal wieder 
heißt: Zwinger frei.“ 
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Umsetzung von Hartz IV: Monika Griefahn und Lars Klingbeil 
informierten sich bei der Agentur für Arbeit 

 
Die SPD-Bundestagsabge-
ordneten Monika Grie-
fahn und Lars Klingbeil 
(sitzend) schauten sich 
am Computer die  
Arbeitsangebote im neu 
gestalteten Eingangsbe-
reich der Geschäftsstelle 
Soltau an, unterstützt von 
Hartwig Mienert (links), 
dem Geschäftsstellenlei-
ter der Agentur für Arbeit 
Soltau, und Harald Eitge 
(rechts), dem Vorsitzen-
den der Geschäftsführung 
der Agentur für Arbeit  
Uelzen.  
 
Auf Einladung der Agen-
tur für Arbeit Uelzen führ-
ten die SPD-Bundestags-
abgeordneten Monika 
Griefahn und Lars Kling-
beil ein Informationsge-
spräch in der Soltauer Ge-
schäftsstelle, um sich vor 
Ort über die Umsetzung 
von Hartz IV zu informie-
ren und die dort gewon-
nenen Anregungen in ihre 
politische Arbeit in Berlin 
einfließen zu lassen. Auch  

 
mit dem optierenden 
Landkreis Soltau-
Fallingbostel wurde be-
reits ein Gespräch ge-
führt. Harald Eitge, Vor-
sitzender der Geschäfts-
führung der Agentur für 
Arbeit Uelzen, warb dabei 
eindringlich für das so 
genannte Kooperations-
modell, das „Uelzener 
Modell“, das von der A-
gentur für Arbeit Uelzen 
entwickelt wurde.  
 
Es habe, so Eitge, den 
großen Vorteil, dass die 
Betreuung sämtlicher 
Kunden aus den Berei-
chen Sozialgesetzbuch 
(SGB) II und III in einer 
Hand liege. Dies seit we-
der bei Bildung einer Ar-
beitsgemeinschaft noch 
bei Wahrnehmung der 
Option durch den Land-
kreis gegeben. Die Betrof-
fenen wüssten meist zu-
nächst gar nicht, zu wel-
chem Bereich sie gehören. 
So könne es problemlose 
Übergänge zwischen dem 

Arbeitslosengeld und 
dem Arbeitslosengeld II 
geben. Auch alle Ausbil-
dungsplatzsuchenden 
nach den SGB II und III 
würden eine Gleichbe-
handlung erfahren. Die 
Agentur für Arbeit Uelzen 
sei im Bereich des Koope-
rationsmodells ein Service 
Center für alle Kunden.  
 
Im Bereich des Landkrei-
ses Soltau-Fallingbostel, 
der zu den optierenden 
Landkreisen im Land Nie-
dersachsen gehört und 
somit für die Empfänger 
von Arbeitslosengeld II 
und alle Leistungen nach 
dem SGB II zuständig ist, 
gebe es häufig eine Kon-
kurrenzsituation, erläu-
terte Harald Eitge. Die 
Agentur für Arbeit wie 
auch der Landkreis be-
mühen sich bei Arbeitge-
bern in der Region um Ar-
beits- und Ausbildungs-
plätze. Auch Harald Mie-
nert, Geschäftsstellenlei-
ter der Agentur für Arbeit 
Soltau, bedauerte diese 
Doppelbetreuung der Ar-
beitgeber, hob jedoch 
hervor: „Mit dem Land-
kreis haben wir eine sach-
liche Zusammenarbeit im 
operativen Bereich.“ Es 
werde gemeinsam an ei-
ner guten Zusammenar-
beit zwischen der Agentur 
für Arbeit und dem Land-
kreis gearbeitet. So finde 
die Erstorientierung für 
Ausbildungsplatzsuchen-
de über die Berufsbera-
tung der Agentur für Ar-
beit statt und werde dann 
über den Landkreis wei-

tergeführt. „Da haben wir 
in der Praxis eine gute Lö-
sung gefunden.“  
 
Die gute Zusammenar-
beit wurde von Monika 
Griefahn und Lars Kling-
beil als sehr wichtig ange-
sehen. „Für  % der Bun-
destagsabgeordneten 
war eine Bündelung der 
Kompetenzen und eine 
gute Zusammenarbeit al-
ler beteiligten Stellen der 
wichtigste Grund bei der 
Verabschiedung des Ge-
setze“, hob Monika Grie-
fahn hervor. Konkurrenz-
situationen sollten ver-
mieden werden. Es gehe 
um das klare Ziel, mit 
gemeinsamer Anstren-
gung möglichst viele 
Menschen in den Ar-
beitsmarkt zu integrieren, 
waren sich die beiden 
Bundestagsabgeordneten 
einig. Lars Klingbeil hob 
hervor, dass bei der 
Betreuung der Arbeitslo-
sen der Betreuungs-
schlüssel früher bei  
Fällen pro Bearbeiter ge-
legen habe. „Diese Zahl 
wurde inzwischen deut-
lich nach unten korri-
giert.“ Eine Bitte gab Ha-
rald Eitge den beiden 
Bundestagsabgeordneten 
mit auf den Weg nach 
Berlin: „Bei der Auswer-
tung  der Umsetzung des 
Hartz IV-Gesetzes werden 
nur die Arbeitsgemein-
schaften und die Options-
lösung bewertet. Bitte 
setzen Sie sich dafür ein, 
dass auch das Kooperati-
onsmodell mit einbezo-
gen wird.“  
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Monika Griefahn besuchte Agentur für Arbeit Lüneburg 

 
Das Foto zeigt (v.l.n.r.): 
den Vorsitzenden der Ge-
schäftsführung der Agen-
tur für Arbeit Lüneburg, 
Herrn Bernd Passier, Mo-
nika Griefahn MdB und 
den zukünftigen ARGE-
Leiter im Landkreis Har-
burg, Herrn Michael Nie-
meyer. 
Die SPD-Bundestagsabge-
ordnete Monika Griefahn 
informierte sich jetzt bei 
einem Gespräch in der 
Agentur für Arbeit Lüne-
burg über den Stand der 
Umsetzung der Arbeits-
marktreformen. Die Ge-
schäftsstellen Buchholz  

 
und Winsen im Landkreis 
Harburg gehören zum Be-
zirk der Agentur für Arbeit 
Lüneburg.  
Monika Griefahn sprach 
unter anderem mit Herrn 
Bernd Passier, dem Vor-
sitzenden der Geschäfts-
führung der Agentur für 
Arbeit Lüneburg, und 
Herrn Michael Niemeyer, 
der die ARGE (Arbeitsge-
meinschaft aus der Agen-
tur für Arbeit und Kom-
munalem Träger) im 
Landkreis Harburg leiten 
wird. Am Gespräch betei-
ligt waren aus der Füh-
rungsspitze der Arbeits-

agentur auch die Herren 
Rolf Sixt, Ortgis Brandt 
und Claus-Dieter Müller 
sowie die SPD-
Landtagsabgeordnete 
Brigitte Somfleth. Im Mit-
telpunkt der Gespräche 
stand unter anderem die 
aktuellen Entwicklung auf 
dem regionalen Arbeits-
markt, die bevorstehende 
Aufnahme der Tätigkeit 
der ARGE im Lkr. Harburg, 
die Vermittlung von Ein-
Euro-Jobs und die Frage 
der Saisonarbeiter in der 
Landwirtschaft. Zurzeit 
werden die personellen 
Kapazitäten der Arbeits-
agentur noch sehr stark 
durch den Leistungsbe-
reich gebunden. Die Zu-
sammenführung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozi-
alhilfe der Erwerbsfähi-
gen zum neuen Arbeitslo-
sengeld II und die An-
tragsbearbeitung brau-
chen ihre Zeit. Die ARGE 
im Landkreis Harburg ist 
noch im Aufbau befind-
lich; noch fehlt in Teilen 
auch das notwendige Per-
sonal. In Buchholz soll die 
Arbeit am 1.1. auf-
genommen werden, in 

Winsen am 1.1.. Der 
Verwaltungsrat soll ab 
dem 1.. seine Arbeit 
aufnehmen. In anderen 
Regionen arbeiten die 
ARGEn bereits seit Ende 
. Monika Griefahn: 
„Ich konnte mir jetzt bei 
der Agentur für Arbeit 
Lüneburg ein Bild von der 
Umsetzung der Arbeits-
marktreformen machen. 
Für eine abschließende 
Bewertung, ob die Ar-
beitsmarktreformen auch 
im Landkreis Harburg er-
folgreich sein werden, ist 
es nach etwas über  Mo-
naten nach Inkrafttreten 
der Gesetze noch viel zu 
früh. Die örtliche ARGE 
muss erst einmal ihre Ar-
beit aufnehmen. Ich wer-
de daher weiter im Ge-
spräch mit der Agentur 
für Arbeit bleiben. Bun-
desweit gibt es erste Er-
folge. Die Betreuung ge-
rade junger Menschen 
unter  ist deutlich ver-
bessert worden. Vorrang 
muss in Zukunft die Ver-
mittlung und Förderung 
haben.“ 
 

 

Jugendliche mit einem Bundestags-Stipendium  
für ein Jahr in die USA 

 
Die Schülerin Mareike 
Rensch von der KGS 
Schneverdingen fährt mit 
einem Bundestagsstipen-
dium unter der Paten-
schaft von Monika Grie-
fahn Ende Juli dieses Jah-
res für ein Jahr in die USA. 
 

Die SPD-
Bundes-
tagsabge-
ordnete 
Monika 
Griefahn 
teilt mit, 
dass auch 
im Sommer 
 wie-
der  
Schüler 
/innen und 

1 junge Berufstätige 
mit einem Stipendium 
des Deutschen Bundesta-
ges für ein Jahr in die USA 
reisen können.  
Diese Möglichkeit eröff-
net das zwischen dem 
Deutschen Bundestag 
und dem Kongress der 
USA beschlossene Parla-
mentarische Paten-

schafts-Programm. 1 
wurde das Parlamentari-
sche Patenschafts-
Programm aus Anlass des 
. Jahrestages der ers-
ten deutschen Einwande-
rung gemeinsam vom 
Kongress der Vereinigten 
Staaten von Amerika und 
dem Deutschen Bundes-
tag beschlossen. Dieses 
Austauschprogramm soll 
der jungen Generation in 
beiden Ländern die Be-
deutung freundschaftli-
cher Zusammenarbeit, die 
auf gemeinsamen politi-
schen und kulturellen 
Wertvorstellungen be-
ruht, auf anschauliche 
Weise vermitteln. 
Das Programm sieht ei-
nen einjährigen Aufent-
halt von jungen Deut-

schen und jungen Ameri-
kanern im jeweiligen 
Gastland vor. Mitglieder 
des Deutschen Bundesta-
ges übernehmen in dieser 
Zeit die Patenschaft für 
die Jugendlichen. Bun-
desweit stehen  Sti-
pendien zur Verfügung, 
davon  für Schüler/ 
innen und 1 für junge 
Berufstätige.  
Im Rahmen eines Stipen-
diums werden vom Deut-
schen Bundestag und 
dem Kongress der USA die 
Flug- und sonstigen Rei-
sekosten, die Programm-
kosten, die Versiche-
rungskosten und die Kos-
ten für das Vor- und 
Nachbereitungsseminar 
übernommen. Nicht  
übernommen werden das 
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Taschengeld und die 
Fahrtkosten zu den Aus-
wahlgesprächen, die 
möglichst in Wohnortnä-
he stattfinden. 
Die Jugendlichen wohnen 
in den USA in Gastfamili-
en. Schüler/innen besu-
chen eine amerikanische 
High School, junge Be-
rufstätige ein Community 
College oder eine ver-
gleichbare Bildungsstätte 
und absolvieren ein Prak-
tikum in einem amerika-
nischen Betrieb. 
Der Deutsche Bundestag 
erwartet, dass die Stipen-
diaten als junge "Bot-
schafter" ihres Landes ei-
nen dauerhaften Beitrag 
zu einer besseren Ver-
ständigung zwischen jun-
gen Deutschen und Ame-
rikanern leisten. 
Die Auswahl orientiert 
sich in erster Linie an dem 
Persönlichkeitsbild, der 
Motivation und Eignung 
der Bewerber für einen 
einjährigen USA-
Aufenthalt. Bewerber mit 
guten staatsbürgerlichen 
Kenntnissen werden be-
vorzugt. Von den Bewer-
bern werden gute engli-
sche Sprachkenntnisse 
erwartet. 
Teilnehmen können Schü-
ler und Schülerinnen mit 
guten Schulleistungen, 

die am 1.. mindes-
tens 1 und höchstens 1 
Jahre alt sind (Geburtsta-
ge vom 1..1 bis 
1..11). Teilnehmen 
können auch junge Be-
rufstätige, die zum Zeit-
punkt der Ausreise 
(1..) ihre Be-
rufsausbildung abge-
schlossen haben und 
mindestens 1 und höchs-
tens  Jahre alt sind (Ge-
burtstage vom 1..1 
bis 1..1). 
Einzelheiten und genaue 
Teilnahmevoraussetzun-
gen ergeben sich aus ei-
nem Faltblatt mit Bewer-
bungskarte. Das Faltblatt 
kann angefordert werden 
bei Monika Griefahns 
Bürgerbüro Lkr. Harburg 
(Tel.: 11 / 11) oder 
Monika Griefahns Büro 
Lkr. Soltau-Fallingbostel 
(Tel.: 1 / ). Die 
Bewerbung muss mit der 
vorgesehenen Bewer-
bungskarte erfolgen. Die-
se muss bis spätestens . 
September  bei der 
zuständigen Austausch-
organisation eingegan-
gen sein.  

 

Ausführliche Informatio-
nen über das Parlamenta-
rische Patenschafts-
Programm sind auch im 
Internet unter 
www.bundestag.de/ppp 
zu finden. Dort kann auch 
die Bewerbungskarte 
herunter geladen und 
ausgedruckt werden. 
Nach rechtzeitiger 
Einsendung der Bewer-
bungskarte erhalten die 
Bewerber, die die formel-
len Voraussetzungen er-
füllen, von der Aus-
tauschorganisation die 
vollständigen Bewer-
bungsunterlagen, die in-
nerhalb einer bestimmten 
Frist zurückzusenden 
sind. Die Austauschorga-
nisation entscheidet, wel-
che Bewerber zu Voraus-
wahlgesprächen, die 
möglichst in Wohnortnä-
he stattfinden, eingela-
den werden. Die Aus-
tauschorganisationen le-
gen abschließend 
der/dem Abgeordneten, 
die/der sich für den jewei-
ligen Wahlkreis am Pro-
gramm beteiligt, eine Lis-
te der am besten geeigne-
ten Bewerber vor. Die/Der 
Abgeordnete nominiert 
aus dieser Liste die/den 
Stipendiatin/Stipendiaten 
und die/den Ersatzkandi-
datin/Ersatzkandidaten. 

Im Wahlkreis Nr.  „Sol-
tau-Fallingbostel – Win-
sen L.“ ist die zuständige 
Austauschorganisationen 
für Schüler/innen: EXPE-
RIMENT e.V., Friesdorfer 
Straße 1a, 1 Bonn, 
die zuständige Aus-
tauschorganisationen für 
junge Berufstätige: Inter-
nationale Weiterbildung 
und Entwicklung gGmbH 
(InWEnt), Weyerstr.  – 
,  Köln.  
Auf der anderen Seite 
kommen im Rahmen die-
ses Austauschprogramms 
in jedem Sommer ameri-
kanische Schüler/innen 
und junge Berufstätige 
nach Deutschland. Die 
Abgeordnete Monika 
Griefahn bittet daher die 
Familien im Landkreis 
Harburg um ihre Bereit-
schaft, einen der jungen 
Gäste für ein Jahr aufzu-
nehmen. Interessierte 
Familien werden gebeten, 
sich im Wahlkreisbüro die 
Adresse der für den Land-
kreis Harburg zuständi-
gen Schüler- oder Berufs-
tätigen-Austauschorgani-
sation mitteilen zu lassen.  
 

Weitere Informationen 
gibt es unter: http:// 
www.bundestag.de/ppp . 

 

Schüler aus Kakenstorf zu Gast im Bundestag 

 
Das Foto zeigt Monika 
Griefahn mit Herrn Wolf-
gang Witte und seiner 
Schülergruppe im Bun-
destag. 

 
Sechs Schülerinnen und 
Schüler der Rudolf-
Steiner-Schule Kakenstorf 
nutzten jetzt die Gele-
genheit, die Arbeit der 

 deutschen Parlamenta-
rier einmal aus nächster 
Nähe zu betrachten. Zu-
nächst schauten sich die 
jungen Leute das 
Reichstagsgebäude mit 
der beeindruckenden glä-
sernen Kuppel einmal von 
innen an.  
 
Dann folgte ein einstün-
diges Treffen mit der 
Bundestagsabgeordneten 
Monika Griefahn. Hier er-
fuhren die Schülerinnen 
und Schüler, wie der Bun-
destag organisiert ist. Be-
sonders interessierte sie 
die alltägliche Arbeit der 
Abgeordneten und ihre 
Arbeitsabläufe.  

 Erstaunt waren sie, als 
Monika Griefahn berich-
tete, wie viele Termine sie 
an einem Tag wahr-
nimmt.  
 
Auch zur Architektur der 
Parlamentsgebäude ka-
men viele Fragen. Vor al-
lem das m lange Tun-
nelsystem, welches die 
Häuser unterirdisch mit-
einander verbindet und 
mehrfach unter der Spree 
durchführt, faszinierte die 
Schüler. Nachdem alle 
Fragen geklärt waren 
konnte die Gruppe einer 
Sitzung im Plenum bei-
wohnen, um gespannt 
der Debatte zuzuhören. 

www.bundestag.de/ppp
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Aus der Berliner Arbeit von Monika Griefahn 

Monika Griefahn eröffnete . Fachgespräch  
zur UNESCO Konvention 
Am Dienstag, den . Ap-
ril , eröffnete Monika 
Griefahn das Vierte Fach-
gespräch zur UNESCO-
Konvention zum Schutz 
kultureller Vielfalt. Mehr 
als  Teilnehmer waren 
der Einladung gefolgt, um 
in der bundesweiten Koa-
lition zur kulturellen Viel-
falt den neuen Entwurf 
der UNESCO zu diskutie-
ren. Neben zahlreichen 
Teilnehmern der unter-

schiedlichen Verbände 
und Interessengruppen 
beteiligten sich unter an-
derem Dr. Andrea F.G. Ra-
schèr (Schweizerisches 
Bundesamt für Kultur), 
Paul Dubois (Botschafter 
Kanadas) und Akira Mizu-
tani (Gesandter der Bot-
schaft von Japan) an der 
Diskussion. Monika Grie-
fahn dazu: "Es ist wichtig, 
die Verankerung von kul-
tureller Vielfalt in einem 

internationalen Regel-
werke zu diskutieren. Nur 
so können wir Möglich-
keiten finden, das Bunte 
und Lebendige der unter-
schiedlichen Kulturen 
trotz der zunehmenden 
wirtschaftlichen Liberali-
sierung zu erhalten. Mit 
der UNESCO-Konvention 
haben wir die Chance, auf 
internationaler Ebene ei-
ne wirkungsvolle Verein-
barung zu treffen, mit der 

sich kulturelle Vielfalt im 
Zusammenhang des 
GATS oder anderen Ab-
kommen behaupten 
kann. Ich freue mich, dass 
das heutige Treffen er-
neut gezeigt hat, auf wie-
viele Fürsprecher sich die 
kulturelle Vielfalt in 
Deutschland verlassen 
kann. Kultur ist eben 
nicht nur Ware, sondern 
öffentliches Gut.“ 

 

Monika Griefahn fordert, Kultur als Staatsziel zu verankern 
Monika Griefahn, Vorsit-
zende des Ausschusses 
für Kultur und Medien im 
Deutschen Bundestag er-
klärt: „Heute legt die En-
quete-Kommission „Kul-
tur in Deutschland“ dem 
Bundestagspräsidenten 
ihren Zwischenbericht 
vor. Ich begrüße die darin 
enthaltene Forderung 

nach einer Verankerung 
des Staatsziels Kultur im 
Grundgesetz ausdrück-
lich. Die von der Kommis-
sion vorgeschlagene For-
mulierung des Artikels 
b „Der Staat schützt 
und fördert die Kultur“ ist 
richtig. Solch eine Veran-
kerung fehlt bisher im 
Grundgesetz, obwohl die 

deutsche Gesellschaft 
und Politik ganz konkret 
auf kulturellen Grund-
werten basiert und von 
diesen abhängt. Die 
staatliche Förderung von 
Kunst und Kultur hat 
nicht nur eine lange und 
besonders intensive Tra-
dition, sondern gehört zu 
den Grundfesten unserer 

Gesellschaft. Zu dieser 
Säule des Zusammenle-
bens sollten wir uns auch 
im Grundgesetz beken-
nen und verpflichten. Der 
im Herbst neu zu wäh-
lende Bundestag sollte 
dieses Staatsziel im 
Grundgesetz verankern.“ 

 

Berlinfahrt mit Überraschung 

 
Die Teilnehmer aus dem 
Norden des Landkreises 
Soltau-Fallingbostel … 

 
… und aus dem Süden 
diskutierten mit Monika 
Griefahn im Willy-Brandt-
Haus.  

Auf Einladung der 
SPD-Bundestags-

abgeordneten 
Monika Griefahn 
unternahmen  
Heidjer eine drei-
tägige Informati-
onsfahrt nach 
Berlin. „Das war 
ein ganz tolles 
Programm!“, lau-

tete das einhellige 
Fazit der Teilneh-
merinnen und 
Teilnehmer. Das 

Bundespresseamt 
hatte sogar noch 
einen ganz beson-
deren Punkt beige-
steuert: einen Be-
such beim ZDF-
Hauptstadtstudio  
und die Teilnahme 
am Morgenmaga-
zin. Während alle 

dachten, nur das Publi-
kum auf den Rängen zu 
sein, fanden sie sich 
plötzlich im Mittelpunkt 
des Geschehens wieder. 

Aus den vermeintlichen 
Statisten wurden Akteu-
re. Christel Dietrich aus 
Bierde und Uwe Röhrs aus 
Neuenkirchen nahmen 
auf dem Sofa Platz und 
wurden zu einem aktuel-
len Thema interviewt; Sil-
ke Mundhenke aus 
Schwarmstedt war auser-
koren, an einer Preisfrage 
teilzunehmen. Und der 
Rest der Gruppe saß an 
den Tischen, über die 
immer wieder die Kamera 
schwenkte, und trank 
Kaffee.  
 
In der Niedersächsischen 
Landesvertretung erfuhr 
die Heidjer-Gruppe alles 
Wissenswerte über die 
Arbeit für den Bundesrat, 
der ebenfalls besucht 
wurde. Bei der Besichti-
gung des Plenarsaals 
wurde über die Aufgaben 
und die Arbeit des Parla-
ments informiert; danach 
ging es über den kurzen 

Weg zur Reichstagskup-
pel. Es fand ein Informa-
tionsgespräch im Bun-
desministerium für Ge-
sundheit und Soziale Si-
cherung statt und eine 
Führung durch die SPD-
Parteizentrale Willy-
Brandt-Haus, das bei sei-
ner modernen Optik und 
ein durch und durch öko-
logischer Bau ist. Hier 
wurde auch mit der Bun-
destagsabgeordneten 
Monika Griefahn disku-
tiert. Während einer 
Stadtrundfahrt, orientiert 
an politischen Gesichts-
punkten, erhielten die 
Heidjer viele Einblicke, die 
am Abend vom Wasser 
aus komplettiert wurden: 
bei einer Spreefahrt 
konnte der Innenstadtbe-
reich vom Wasser aus be-
gutachtet werden.  
 
Berlin ist untrennbar auch 
mit der Stasi-Zeit verbun-
den, deshalb durfte eine 
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Führung durch die For-
schungs- und Gedenk-
stätte Normannenstraße, 
die ehemalige Stasi-
Zentrale, nicht fehlen. Die 
Besucherinnen und Besu-
cher aus dem Landkreis 

Soltau-Fallingbostel er-
hielten bedrückende Ein-
blicke in eine Zeit von Be-
spitzelung und Willkür, 
unter der viele Menschen 
leiden mussten und auch 
den Tod fanden. Die Füh-

rung im Potsdam Muse-
um, einem ehemaligen 
Stasi-Gefängnis, war für 
einige Teilnehmer kaum 
zu ertragen. Mit einer 
Sonderführung in der Ge-
denkstätte für das Pots-

damer Abkommen, dem 
Schloss Cecilienhof in 
Potsdam, wurde die er-
lebnisreiche Fahrt been-
det. 

 

Aktuelle Termine 
Datum Zeit Thema Ort 
.. : Monika Griefahn nimmt an der Sitzung des Unterbezirks Soltau-

Fallingbostel teil (parteiintern) 
„Forellenhof“, Walsrode-
Hünzingen 

.. 1: – 
1: 

Bürgersprechstunde Monika Griefahn in Buchholz i.d. Nordhei-
de, Anmeldung erbeten unter Tel.: 11 / 11 

SPD-UB-Büro, Steinbecker 
Str. , Buchholz i.d.N. 

1.. : Monika Griefahn spricht auf der Ortsvereinsversammlung des 
SPD-Ortsvereins Winsen (Luhe) „Bericht aus Berlin“ 

Winsen 

1..  1: Monika Griefahn beim Festakt des Gymnasiums Winsen (Luhe) Bürgerweide, Winsen 
1.. 1: Monika Griefahn beim Vielseitigkeitsreitturnier in Luhmühlen 

und auf dem Heimatfest Bullenhausen 
Luhmühlen  
bzw. Bullenhausen 

1..  1: Monika Griefahn auf dem Buchholzer Stadtlauf (Walking) Buchholz i.d.N. Innenstadt 
1.. : Monika Griefahn spricht auf der Ortsvereinsversammlung des 

SPD-Ortsvereins Buchholz i.d.N. „Bericht aus Berlin“ 
Buchholz i.d.N. 

.. : Monika Griefahn besucht den SPD-Ortsverein Schneverdingen, 
„Die SPD vor der Bundestagswahl“ 

Schneverdingen 

.. 1: Wahlkreiskonferenz zur Bundestagswahl Wahlkreis Nr.  Freizeitbegegnungsstätte 
Schneverdingen 

.. 1: Bezirksparteitag SPD-Bezirk Nord-Niedersachsen Freizeitbegegnungsstätte 
Schneverdingen 

 

Politik im Internet: Aktuelle Link-Tipps 
Wenn Sie auf die Links klicken, werden die Internetseiten bei bestehender Internetverbindung direkt in Ihrem Browser geöffnet! 
 

Internetadresse Erläuterung 
www.monika-griefahn.de Internetseite von Monika Griefahn MdB, Tipp: In der Rubrik „Service“ finden 

sich unter „Linkliste“ rund 1. Links, darunter auch  Links von Anbie-
tern aus den Landkreisen Harburg und Soltau-Fallingbostel 

www.spd.de Internetangebot der Bundes-SPD 
www.spd-niedersachsen.de Internetangebot der Landes-SPD 
www.spdfraktion.de Internetangebot der SPD-Bundestagsfraktion mit den aktuellen Topthemen 

Zeit für Innovationen, Ausbildungsumlage, Bekämpfung der  Schwarzarbeit, 
Jugendliche vor Alcopops schützen, EU-Erweiterung und Agenda 1   

www.spd-landesgruppe-
niedersachsen.de 

Die SPD-Landesgruppe: die Internetseite der 1 niedersächsischen SPD-
Bundestagsabgeordneten in der SPD-Bundestagsfraktion 

www.arbeitsmarktreform.spd.de Informationen zu Hartz IV und zu den Arbeitsmarktreformen von der SPD 
 
 
 

 Deutscher Bundestag 
Mitarbeiter: Dirk Beusch, Renate Mantzke 
Platz der Republik, 1111 Berlin 
Bürogebäude: Paul-Löbe-Haus 
Tel: () - /  
Fax: () -1 
Email: monika.griefahn@bundestag.de 

 Bürgerbüro Lkr. Harburg 
Mitarbeiter: Matthias Westermann 
Brauhofstraße 1,  
1 Winsen/Luhe 
Tel: (11) 11 
Fax: (11) 1 
Email: monika.griefahn@wk.bundestag.de 

 Büro Lkr. Soltau-Fallingbostel  
Mitarbeiterin: Gunda Ströbele 
Uppen Drohm 1,  
 Neuenkirchen 
Tel: (1)  
Fax: (1)  
Email: sfa@monika-griefahn.de 

 

www.monika-griefahn.de
www.spd.de
www.spd-niedersachsen.de
www.spdfraktion.de
www.spd-landesgruppe-niedersachsen.de
www.arbeitsmarktreform.spd.de

